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Kriminaliiätsbekämplung und sozialistisches

Hans Weber j Heinz Wolf

I

Am 1. Juli 1968 tritt das am 12. Januar 1968 von der Volkskammer beschlos
sene Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft. Mit 
der Ausarbeitung des sozialistischen Strafrechts wurde, wie der Vorsitzende 
des Staatsrates, Walter Ulbricht, in seiner Neujahrsansprache feststellte, „die 
revolutionäre Umwälzung auf dem Gebiete des Rechts zum großen Teil 
vollzogen“ h Es stellt einen wesentlichen Bestandteil des sozialistischen 
Rechtssystems dar, dessen Kernstück und komplexer Ausdruck die neue Ver
fassung ist, welcher das Volk der DDR in Verwirklichung wahrer Volks
souveränität am 6. April 1968 seine Zustimmung gab.
Das fast gleichzeitige Inkrafttreten der sozialistischen Verfassung und des 
sozialistischen Strafgesetzbuches ist sinnfälliger Ausdruck ihres inneren Zu
sammenhangs als wesentliche Bestandteile des einheitlichen Systems des 
sozialistischen Rechts. Diese Tatsache macht die enge Verflechtung des sozia
listischen Strafrechts mit den verschiedenen Teilsystemen des sozialistischen 
Rechtssystems signifikant und fordert von den Strafrechtswissenschaftlern
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